


zu erfüllen. Vier Wochen WM reichen
nach Meinung von Ellingson nicht, die-
se Kredite abzubezahlen. Ähnlich äu-
ßerte sich der Bürgermeister von Man-
gaung. Tshwane dagegen setzt in grö-
ßerem Umfang auf Kleinpensionen.

Sicherheit
Das große Fragezeichen bleibt hinter
der Sicherheit. Auf der 12. Konferenz
Highway-Africa, die am 10. September
2008 im südafrikanischen Grahams-
town begann, wurde von den mehr als
800 Delegierten aus dem Kontinent im-
mer wieder die Frage gestellt, wie Süd-
afrika in seiner Rolle als Gastgeber der
WM mit der Gefahr des Fremdenhas-
ses umzugehen gedenkt, die wenige
Monate zuvor in den Armenvierteln ge-
rade der Großstädte zutage getreten
war, in denen Spiele ausgetragen wer-
den: Johannesburg, Durban und Kap-
stadt.
Phil Molefe, SABC-Chef für Auslands-
beziehungen, macht die lange Isolie-
rung Südafrikas unter der Apartheid für
die Übergriffe verantwortlich.
Mittlerweile steht der Sicherheitsplan,
Einzelheiten wurden jedoch nicht be-
kannt gegeben. Insgesamt stehen für
die Sicherheit 100 Millionen Euro zur
Verfügung. Knapp 40.000 neue Polizei-
kräfte sollen für die WM eingesetzt wer-
den.
Während in den Führungsetagen der
Polizei noch Skepsis herrscht, gibt sich
die politische Führung zuversichtlich.
Am Ende des Blatter-Besuches be-
schwichtigte Thabo Mbeki auf einer lan-
desweit ausgestrahlten Pressekonfe-
renz mit Blatter: „Egal, welche politi-
schen Veränderungen sich ergeben,
dieses Land wird seine der Fifa gegen-
über eingegangenen Verpflichtungen
erfüllen und eine erfolgreiche Fußball-
WM veranstalten.“
Auch eine neue Regierung werde die
Zusagen einhalten, betonte er. Blatter
widersprach früheren Äußerungen, wo-
nach es Alternativpläne gebe: „Der Plan
B ist Südafrika, und auch der Plan C ist
Südafrika.“ Blatter beherrscht den politi-
schen Jargon.

Hein Möllers
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In einer Fernsehansprache um 21.
September 2008 gab Südafrikas
Staatspräsident Thabo Mbeki seinen
Rücktritt bekannt. In einer Botschaft
an die Nation sagte er: „Ich möchte
die Gelegenheit nutzen, die Nation
darüber zu informieren, dass ich
heute einen Brief an Parlamentsprä-
sidentin Baleka Mbete überreicht
habe, um meinen Rücktritt zu erklä-
ren." Mbekis Amtszeit wäre im April
2009 ausgelaufen.
Mit seiner Rücktrittserklärung kam
Mbeki einem drohenden Misstrauens-
antrag seiner Partei, dem regierenden
ANC, zuvor. Auslöser war der Revisi-
onsantrag der Staatsanwaltschaft im
Fall Zuma. Das Oberlandesgericht von
Pietermaritzburg hat am 12. September
2008 das Korruptionsverfahren gegen
den ANC-Präsidenten Jacob Zuma we-
gen Verfahrensfehler eingestellt und die
Klage als „null und nichtig" zurückge-
wiesen, auch weil es Hinweise auf eine
politische Verschwörung aus dem Prä-
sidialamt gebe. Ein Freispruch in der
Sache sei das jedoch nicht, sagte der
Richter. Mbeki bestritt, Druck auf die
Staatsanwaltschaft ausgeübt zu haben.
Mbeki hatte 1999 als zweiter Präsident
des neuen Südafrika das politische
Erbe Nelson Mandelas angetreten. Das
politische Aus kam für den als farblos
und technokratisch geltenden Mbeki
am 20. September, als die ANC-Füh-
rung seinen vorzeitigen Rücktritt vom
Staatsamt verlangte.
Die Ereignisse auf den Weg dahin le-
sen sich wie die Chronik eines ange-
kündigten Putsches. Stück für Stück hat
das Zuma-Lager den Präsidenten, der
Zuma wegen der Korruptionsvorwürfe
2005 als Vizepräsidenten gefeuert hat-
te, demontiert. Schon im Dezember
vergangenen Jahres war Zuma ein ent-
scheidender Etappensieg gelungen, als
er mit großer Mehrheit den Chefposten
im ANC gegen Amtsinhaber Mbeki ero-
berte. Damit war klar, dass dem Staats-
präsidenten die Macht aus den Händen
gerissen war.
Elf wichtige Minister der Regierung
Mbekis haben aus Protest gegen das

Vorgehen der Partei ihren Rücktritt er-
klärt. Dem ANC droht ernsthaft eine
Spaltung.
Die Oppositionsparteien Südafrikas
verurteilten die Rücktrittsforderung der
ANC-Führung. Die Vereinigte Demokra-
tiebewegung sprach in einer Stellung-
nahme von einem „Akt politischer Bar-
barei". Das Land drohe in die Anarchie
zu stürzen.
Nach der Verfassung muss nach einem
vorzeitigen Ausscheiden des Staatsprä-
sidenten das bis zu den allgemeinen
Wahlen amtierende Staatsoberhaupt
vom und aus dem Parlament gewählt
werden. Da Zuma kein Mandat hat,
kam er für diesen Posten nicht infrage.
Er kann erst bei den nächsten Wahlen
kandidieren, die zwischen März und
Juni 2009 durchgeführt werden müs-
sen.

Übergangspräsident Motlanthe
Der ANC hat Kgalema Motlanthe zum
Kandidaten für den Übergang nomi-
niert. Das Parlament, in dem der ANC
über eine Zweidrittelmehrheit verfügt,
hat Motlanthe am 26. September er-
wartungsgemäß zum Staatspräsidenten
gewählt. Der 59-Jährige „werde kein In-
terims-Präsident" sein, sondern richti-
ger Staatschef mit allen dazugehörigen
Befugnissen, sagte ein Fraktionsspre-
cher.
Der ANC signalisiert mit der Wahl Mot-
lanthes seinen Willen, eine interne Kri-
se zu vermeiden. Der als moderat gel-
tende Motlanthe gehört zu den belieb-
testen Mitgliedern der im Dezember
vergangenen Jahres neu gewählten
ANC-Führungsriege. In den vergange-
nen Monaten hatte Motlanthe verstärkt
versucht, auch die weiße Minderheit im
Land sowie ausländische Investoren zu
beruhigen, die sich wegen der Wahl
des als populistisch kritisierten Zuma
zum Parteichef Sorgen gemacht hatten.
Motlanthe gilt als Konkurrent Zumas. Er
selbst hatte bisher Spekulationen über
seinen möglichen Aufstieg an die
Staatsspitze stets zurückgewiesen.
„Präsident sein, nein vielen Dank", sag-
te er gegenüber Journalisten. hm

Staatspräsident Mbeki zurückgetreten



seit den 1980er Jahren mit Studien
über die Opfer im Matabeleland be-
kannt geworden. Sie arbeitete zunächst
im Amani Trust und ist heute innerhalb
des SPT als Beraterin für Menschen-
rechte tätig. Mehrmals wurde sie inter-
national für ihre Arbeit für Opfer von
Menschenrechtsverletzungen in Sim-
babwe geehrt.
Als dritten Referent konnten wir Selvan
Chetty, Südafrikaner, seit Antiapartheid-
zeiten Menschenrechtsaktivist und ak-
tuell stellvertretender Direktor des SPT,
begrüßen.
Brian Raftopoulos betonte anfangs sei-
ner Ausführungen zur aktuellen Situati-
on die wichtige Phase zwischen den
Wahlen 2008, in der die ehemalige Be-
freiungsbewegung mit einer seit dem
Matabeleland-Konflikt unbekannten
Welle von Gewalt agiert habe. Und
dennoch hätten die Wahlen bei allen
Beanstandungen auch gezeigt, dass
die Zanu-PF weiterhin eine Basis in der
Bevölkerung hat. Schätzungsweise 35
Prozent der Simbabwer wählten sie.
Nach der zweiten Wahl zur Präsident-
schaft gab es das Memorandum of Un-
derstanding, dessen Hauptproblem die
Rolle Mugabes war. Wichtig sei dabei
die Klärung der Nachfolge von Mugabe.
Selbst die SADC mache Druck für eine
Einigung. Mugabe sei am Ende – eben-
so wollten Militär und Polizei eine Klä-
rung. Anderseits sieht Raftopoulos die
MDC aufgrund ihrer Spaltung in zwei
Fraktionen als stark geschwächt an.

Hoffnungen lägen in der
Regelung einer Verfas-
sungsreform binnen 18
Monaten.
Die Zanu kontrolliere mo-
mentan den wichtigsten
Teil des Sicherheitsappa-
rats, das Militär. Anderer-
seits versuche die MDC,
die Kontrolle über die Po-
lizei zu gewinnen. Alles
sei darauf ausgelegt,
dass die MDC um mehr
Einfluss kämpfen könne
und müsse. Das Land

brauche einen baldigen Ausweg aus
der schweren Krise, einen Wiederauf-
bau der desolaten Wirtschaft. Die Zanu
habe hier keine Antworten. Das Agree-
ment biete Mugabe die letzte Chance,
an der Macht beteiligt zu werden, an-
sonsten sei er nicht mehr haltbar.
Shari Eppel verglich die Bedeutung der
Gewalt in den 80er Jahren in Matabele-
land mit mindestens 10.000 Toten mit
der Gewaltphase, die zunächst im Jahr
2000 mit den Landbesetzungen begann
und nun nach relativer Ruhe vor den
Märzwahlen mit besonderer Brutalität
eskalierte: bis zu 200 Tote seitdem. Die
Verantwortlichen sollten vor einem Ge-
richtshof zur Rechenschaft gezogen
werden.
Eppel sieht die (Wieder-)Herstellung
von Gerechtigkeit als einen langen Pro-
zess, in dem die neu entstandene Kul-
tur der Gewalt geändert werden müsse.
Besonderen Druck mache die desolate
Versorgungslage, schätzungsweise fünf
Millionen Simbabwer sind auf Nah-
rungsmittelhilfe angewiesen, im Ge-
sundheitsbereich fehlten bestimmte
Medikamente, die Lage sei auch hier
verzweifelt.
Selvan Chetty sprach abschließend
über die Übergriffe in diesem Frühjahr
in südafrikanischen Townships auf Sim-
babwer und andere Flüchtlinge. Es gibt
viele Gründe für Simbabwer, nach Süd-
afrika zu fliehen – schätzungsweise
4000 pro Tag waren es zuletzt. Das ist
für Südafrika kaum zu bewältigen. Die
Dokumentation des Flüchtlingsdramas
und seine Lösungsansätze sind die
Kernfelder, in denen das SPT tätig ist.
Eine Rückkehr nach Simbabwe sei
dringend erforderlich; aber schwierig zu
erreichen. Anerkennung auf politisches
Asyl sei für Simbabwer kaum möglich,
ihre Präsenz in Südafrika bleibe so ein
Unruhefaktor. Das Thema Migration
wird uns also längere Zeit erhalten blei-
ben.
Ein einheitliches Resümee ließ sich
schwer ziehen. Vielleicht kann man die
Stimmung der Gäste und Teilnehmer
als „optimistischen Pragmatismus“ um-
schreiben. Für die Beteiligten in Sim-
babwe gibt es keine Alternative – sie
sind allesamt zum Erfolg verdammt.

Christoph Beninde

Angesichts der ca. 150 Toten und
der Tausenden von Verletzten, Gefol-
terten, Verhafteten, die in Simbabwe
seit den „gestohlenen“ Wahlen vom
März und der Wahlfarce im Juni Op-
fer der Gewalt des zerfallenden Re-
gierungsapparates wurden, schie-
nen die Ereignisse der letzten Wo-
chen fast so überraschend zu kom-
men wie der Übergang von Rhode-
sien zu Simbabwe Ende der 1970er
Jahre. Diesmal einigten sich das
Mugabe-Regime und die zuvor
schärfstens bekämpfte oppositionel-
le MDC auf eine kaum noch erwarte-
te Machtteilung. Nun hatte das Zim-
babwe Netzwerk quasi historisch
passend am entscheidenden Wo-
chenende vor der Unterzeichnung
des Abkommens zu einem Seminar
geladen: „Zukunftsperspektiven
Zimbabwes“. Die eingeladenen Gäs-
te waren auf Rundreise in Europa.

International am bekanntesten ist Pro-
fessor Brian Raftopoulos. Früher an der
Universität in Harare und als politischer
Analyst und Journalist u.a. beim Zim-
babwe Institute tätig, hat der langjähri-
ge Menschenrechtsaktivist zuletzt auch
die beiden MDC-Fraktionen beraten.
Heute arbeitet er beim Solidarity Peace
Trust (SPT) in Südafrika und ist zustän-
dig für Recherche, Lobby- und Advo-
cacyarbeit.
Shari Eppel, ebenfalls Simbabwerin
und von Beruf Psychologin, ist bereits
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Seminar des Zimbabwe Netzwerk:

"Zukunftsperspektiven Zimbabwes"
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